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Antrag 

der Bundesregierung 


Fortsetzung des Einsatzes bewaffneter deutscher Streitkräfte bei der 
Unterstützung der gemeinsamen Reaktion auf terroristische Angriffe gegen 
die USA auf Grundlage des Artikels 51 der Satzung der Vereinten Nationen 
und des Artikels 5 des Nordatlantikvertrags sowie der Resolutionen 1368 (2001) 
und 1373 (2001) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stimmt der von der Bundesregierung am 5. November 
2003 beschlossenen Fortsetzung des Einsatzes bewaffneter deutscher Streit- 
kräfte mit Ausnahme der ABC -Abwehrkräfte bei der Unterstützung der gemein- 
samen Reaktion auf terroristische Angriffe gegen die USA über den 

15. November 2003 hinaus für weitere 12 Monate zu. Es werden bis zu 3 100 
Soldaten eingesetzt. Die Fortsetzung erfolgt auf Grundlage des Artikels 51 der 
Satzung der Vereinten Nationen, des Artikels 5 des Nordatlantikvertrags sowie 
der Resolutionen 1368 (2001) und 1373 (2001) des Sicherheitsrats der Vereinten 
Nationen und der im Übrigen fortgeltenden Regelungen des Beschlusses der 
Bundesregierung vom 7. November 2001, dem der Deutsche Bundestag am 

16. November 2001 zugestimmt hat (Bundestagsdrucksache 14/7296 vom 
7. November 2001) und des Beschlusses der Bundesregierung vom 6. November 
2002, dem der Deutsche Bundestag am 15. November 2002 zugestimmt hat 
(Bundestagsdrucksache 15/37 vom 6. November 2002) einschließlich der zu 
Protokoll gegebenen Erklärung des Bundesministers des Auswärtigen vom 
14. November 2001 (Bundestagsdrucksache 14/7447 vom 14. November 2001). 

Die einsatzbedingten Zusatzausgaben für die Fortsetzung des Einsatzes im der- 
zeitigen Umfang von rund 710 Soldaten werden für den Zeitraum von zwölf 
Monaten rund 150 Mio. Euro betragen und aus den vorhandenen Ansätzen des 
Einzelplans 14 finanziert. Dafür ist sowohl im Haushaltsjahr 2003 als auch im 
Haushaltsentwurf 2004 Vorsorge getroffen worden. 


Begründung 

Die umfassende Bekämpfung des internationalen Terrorismus, zu der der Sicher- 
heitsrat der Vereinten Nationen in seinen Resolutionen 1368 (2001) und 1373 
(2001) aufgerufen hat, ist weiterhin eine der zentralen Herausforderungen für die 
internationale Gemeinschaft. Die Bundesregierung hat seit Beginn des Kampfes 
gegen den internationalen Terrorismus die Auffassung vertreten, dass dieser 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 5. November 2003. 
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Kampf nicht allein eine militärische Aufgabe ist, sondern in einem Gesamtansatz 
in erster Linie mit politischen, entwicklungspolitischen und polizeilichen Mitteln 
geführt werden muss. Die Operation ENDUR1NG FREEDOM sowie die Ein- 
sätze der NATO im Mittelmeer und der Straße von Gibraltar im Rahmen der 
Operation ACTIVE ENDEAVOUR sind der militärische Beitrag zu diesem 
Gesamtansatz. 

Die Eindämmung des internationalen Terrorismus hat in den vergangenen 
Monaten sichtbare Fortschritte erzielt. In Afghanistan tragen die politischen und 
infrastrukturellen Wiederaufbaubemühungen insbesondere dazu bei, dass dieses 
Land nicht wieder zu einem „sicheren Hafen“ für den internationalen Terroris- 
mus werden kann. Mit der Erweiterung des Mandats für die Internationale 
Sicherheitsunterstützungstruppe für Afghanistan (ISAF) durch den Sicherheits- 
rat der Vereinten Nationen sowie auch der Einrichtung von Wiederaufbauteams 
in verschiedenen Provinzen werden die Stabilisierungsbemühungen jetzt ver- 
stärkt auf die Regionen außerhalb Kabuls ausgedehnt. 

In den Ländern um das Horn von Afrika hat die Operation ENDURING FREE- 
DOM einen stabilisierenden Einfluss ausgeübt. Terroristische Rückzugsgebiete 
konnten verwehrt und Transportwege abgeschnitten werden. Dasselbe gilt für 
den bündnisgemeinsamen Beitrag der NATO-Marinen zum „Kampf gegen den 
Terror“ im Mittelmeer und der Straße von Gibraltar. 

Der Kampf gegen den internationalen Terrorismus ist aber noch nicht beendet. 
Sowohl das Selbstmordattentat auf deutsche ISAF-Soldaten am 7. Juni 2003 in 
Kabul und die verstärkten Aktivitäten neu formierter Gruppierungen von Taliban 
und Al Qa'ida vor allem in Ost- und Südafghanistan als auch terroristische An- 
schläge auf Wohnanlagen in Riad am 12. Mai 2003, das Attentat von Casablanca 
am 16. Mai 2003 und der Bombenanschlag auf das Marriott-Hotel in Jakarta am 
5. August 2003 sind sichtbarer Beleg, dass vom internationalen Tenorismus wei- 
terhin eine erhebliche Bedrohung ausgeht. Von dieser Bedrohung bleibt die ge- 
samte internationale Gemeinschaft, auch Deutschland, betroffen. 

Der Sicherheitsrat hat in seinen Resolutionen 1368 (2001) und 1373 (2001) die 
Notwendigkeit bekräftigt, die durch terroristische Handlungen verursachten 
Bedrohungen des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit mit allen Mit- 
teln im Einklang mit der Satzung der Vereinten Nationen zu bekämpfen. Er hat 
die Staaten aufgefordert, dringend zusammenzuarbeiten, um terroristische 
Handlungen zu verhüten und zu bekämpfen. Dies ist weiterhin eine der zentralen 
Herausforderungen für die internationale Gemeinschaft und somit auch für 
Deutschland. 

Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat anlässlich der Verabschiedung der 
Resolution 1510 (2003) vom 13. Oktober 2003 über die Verlängerung und Er- 
weiterung des ISAF-Mandats auch die Resolutionen 1368 (2001) und 1373 
(2001) bekräftigt und erneut zum Ausdruck gebracht, dass er die internationalen 
Bemühungen zur Beseitigung des Terrorismus im Einklang mit der Satzung der 
Vereinten Nationen unterstützt. 

Der Einsatz auch militärischer Mittel bleibt vor diesem Hintergrund weiterhin 
unverzichtbar, um die andauernde Bedrohung durch den internationalen Terro- 
rismus zu beseitigen. Das erfordert die fortgesetzte, lageabhängige Bereitstel- 
lung ausgewählter militärischer Fähigkeiten durch Deutschland auf der Grund- 
lage der entsprechenden bisherigen Beschlüsse des Deutschen Bundestages. Die 
USA haben zwischenzeitlich den Einsatz von ABC-Abwehrkräften der interna- 
tionalen Anti-Terror-Koalition zur Hilfeleistung nach möglichen terroristischen 
Angriffen in Kuwait beendet. Der personelle Umfang der bereitgestellten Kräfte 
wird entsprechend angepasst. Die Bereitstellung von ABC-Abwehrkräften wird 
beendet und damit die bisherige Personalobergrenze von bis zu 3 900 Soldaten 
auf bis zu 3 100 Soldaten abgesenkt. 
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